Deutscher Bundestag 
2.'Wahlperiode 
1953 


Drucksache 2255 


Antrag 

der Fraktionen der CDU/CSU, FDP, DP, DA 


Der Bundestag wolle besdiließen: 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes 

zur Änderung des Gesetzes zur Regelung der Rechts- 
verhältnisse der unter Artikel 131 des Grundgesetzes 
fallenden Personen 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

Artikel I 

Das Gesetz zur Regelung der Rechtsver- 
hältnisse der unter Artikel 131 des Grund- 
gesetzes fallenden Personen in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 1. September 
1953 (Bundesgesetzbl. I S, 1287) wird wie 
folgt geändert und ergänzt: 

1. § 4 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nummer 1 und in Ab- 
satz 2 Satz 1 treten an die Stelle der 
Worte „31. März 1951" die Worte 
„31. Dezember 1952“; 

b) in Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe a 
werden hinter dem Wort „oder“ die 
Worte „nach § 9 Abs. 1 des Gesetzes 
über Hilfsmaßnahmen für Personen, 
die aus politischen Gründen in Gebie- 
ten außerhalb der Bundesrepublik 
Deutschland und Berlins (West) in 
Gewahrsam genommen wurden, vom 
6. August 1955 (Bundesgesetzbl. I 
S. 498) einem solchen Gleichzubehan- 
delnder oder“ eingefügt; 

c) In Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe c 
tritt an die Stelle der Worte „das 
Ausland“ der Satzteil „ein Gebiet, das 
nach § 80 als Ausland anzusehen ist,“ 
und an die Stelle der Worte „dem 
Ausland“ der Satzteil „einem Gebiet, 
das nach § 80 als Ausland anzusehen 
ist,“; 


d) In Absatz 3 treten an die Stelle des 
Satzes 2 folgende Sätze 2 bis 4: 

„Familienzusammenführung liegt vor, 
wenn der Zuziehende nicht in häus- 
licher Gemeinschaft mit dem Ehegat- 
ten, Verwandten gerader Einie oder 
der Seitenlinie bis zum zweiten Grade, 
Adoptiv-, Stief- oder Pflegekindern 
sowie Sdiwlegerkindern, deren Ehe- 
gatte verstorben Ist, lebt und erst 
durch den Zuzug Betreuung In einer 
Familiengemeinschaft erhält. Lebte 
der Zuziehende in häuslicher Ge- 
meinschaft mit einem der vor- 
stehend bezeichneten Angehörigen, 
so steht dies einer Familienzusam- 
menführung nicht entgegen, wenn 
der ihn bisher Betreuende infolge kör- 
perlicher oder geistiger Gebrechlich- 
keit dazu nicht mehr Imstande ist. 
Aufnahme in die Familiengemein- 
schaft ist die Aufnahme durdi einen 
der In Satz 2 bezeichneten Angehöri- 
gen, und zwar durch an Kindes Statt 
Angenommene oder Stief- oder 
Pflegekinder, sofern der Aufneh- 
mende früher mit dem Zuziehenden 
In häuslicher Gemeinschaft gelebt 
hatte.“ 

2. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nummer 1 werden hinter 
dem Wort „sind“ die Worte einge- 
fügt „oder die Dienstunfähigkeit 
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durch eine ohne grobes Verschulden 
eingetretene Schädigung im Sinne des 
§ 1 Abs. 1 des Bundesversorgungsge- 
setzes verursacht ist“; 

b) in Absatz 1 Nummer 2 werden die 
Worte „des § 106 des Bundesbeamten- 
gesetzes“ durch die Worte „der Num- 
mer 1“ ersetzt. 

3. In § 6 Abs. 2 werden vor dem Wort 
„dienstunfähig“ die Worte eingefügt 
„oder infolge einer ohne grobes Ver- 
schulden eingetretenen Schädigung im 
Sinne des § 1 Abs. 1 des Bundesver- 
sorgungsgesetzes“ . 

4. In § 7 Abs. 2 wird Satz 2 gestrichen. 

5. § 9 wird wie folgt geändert; 

a) Im Absatz 1 Satz 1 tritt an Stelle des 
Wortes „kann“ das Wort „ist“ und an 
Stelle der Worte „eingeleitet und 
durchgeführt werden“ die Worte 
„einzuleiten und durchzuführen“; 

b) in Absatz 1 wird folgender neuer 
Satz 2 eingefügt; 

„Auf Beamte zur Wiederverwendung 
und frühere Beamte, denen Über- 
gangsgehalt zusteht, findet § 1 1 Abs. 1 
der Bundesdisziplinarordnung mit der 
Maßgabe Anwendung, daß die Ver- 
sagung des Aufsteigens im Gehalt ent- 
fällt und an die Stelle der Entfernung 
aus dem Dienst die Aberkennung der 
Rechte aus diesem Gesetz tritt.“ 

Der bisherige Satz 2 wird Satz 3; in 
ihm werden die Worte „mit Versor- 
gungsbezügen“ durch die Worte „mit 
Anspruch auf Versorgungsbezüge“ 
ersetzt, 

6. In § 12 Abs. 1 tritt an die Stelle des 
Punktes ein Semikolon und dahinter fol- 
gender Halbsatz: 

„im Bereich der Verwaltung des Bundes- 
minister^ für Verteidigung beträgt der 
Pflichtanteil mindestens fünfundsiebzig 
vom Hundert.“ 

7. In § 13 wird folgender neuer Satz 2 an- 
gefügt: 

„Im Bereich der Verwaltung des Bundes- 
ministers für Verteidigung muß dieser 
Anteil mindestens weitere fünfzig vom 
Hundert betragen.“ 

8. In § 14 Abs. 2 werden folgende Sätze 2 
bis 4 angefügt: 


„Ist der Pflichtanteil mindestens zur 
Hälfte erfüllt, so entfällt der für das 
Haushaltsjahr geschuldete Ausgleichsbe- 
trag, wenn der Dienstherr in diesem Zeit- 
raum die Erfüllung des Pflichtanteils ge- 
genüber dem Stande zu Beginn des Haus- 
haltsjahres um mindestens drei vom Hun- 
dert, und zwar auch bei den Aufwen- 
dungen für die Beförderungsstellen aller 
Laufbahngruppen insgesamt verbessert 
hat; hierbei sind die im Laufe des Haus- 
haltsjahres ausgeschiedenen Unterbrin- 
gungsteilnehmer oder sonstigen auf den 
Pfllditantell anrechenbaren Personen 
von dem Erfüllungsstand zu Beginn des 
Haushaltsjahres abzusetzen. Der Aus- 
gleichsbetrag verringert sich auf die 
Hälfte, falls die Verbesserung (Satz 2) 
mindestens zwei vom Hundert beträgt. 
Von dem Erfordernis der Verbesserung 
auch bei den Aufwendungen für die Be- 
förderungsstellen kann die Bundesaus- 
gleichsstelle (§ 25) in besonderen Aus- 
nahmefällen Befreiung gewähren.“ 

9. In § 16 erhält Absatz 3 folgende Fassung; 

„(3) Ist der Pflichtanteil (§ 13) minde- 
stens zu einem Drittel erfüllt, so entfällt 
die Anwendung des Absatzes 2. Die Zu- 
stimmung zur anderweitigen Besetzung 
darf für jede dritte Stelle und, wenn der 
Pflichtanteil zur Hälfte erfüllt ist, für 
jede zweite Stelle erteilt werden. Ist der 
Pflichtanteil zu Dreiviertel erfüllt, so 
darf die Zustimmung zur anderweitigen 
Besetzung für jeweils zwei Stellen gege- 
ben werden, während jede dritte Stelle 
der Unterbringung Vorbehalten bleibt. 
Die Zustimmung ist in der Regel nicht zu 
versagen“. 

10. Hinter § 18 wird folgender neuer § 18 a 
eingefügt: 

„§ 18 a 

(1) Hat ein anderer Dienstherr als der 
Bund oder eine bundesunmittelbare Kör- 
perschaft, Anstalt oder Stiftung des 
öffentlichen Rechts den Pflichtanteil nach 
§ 13 erfüllt und dabei wenigstens zehn 
vom Hundert der Beförderungsstellen 
einer Laufbahngruppe mit Unterbrin- 
gungsteilnehmern oder sonstigen auf den 
Pfliditanteil anrechenbaren Personen be- 
setzt, so kann ihm ein Zuschuß zur Er- 
richtung von künftig umzuwandelnden 
oder wegfallenden Stellen (ku- oder kw- 
Stellen) in dieser Laufbahngruppe zwecks 



endgültiger Unterbringung (§ 19) Ton 
Unterbringungsteilnehmern gewährt wer- 
den; diese Planstellen sind an die Person 
zu binden. In besonderen Ausnahmefäl- 
len kann der Zuschuß auch bei Unterbrin- 
gung in dem nächstniedrigeren Amt der 
früheren oder einer gleichwertigen Lauf- 
bahn bewilligt werden, wenn der Dienst- 
herr die Dienstbezüge des höheren Am- 
tes oder eine unwiderrufliche und ruhe- 
gehaltfähige Zulage zur Erreichung der 
Dienstbezüge, wie sie bei entsprechender 
Wiederverwendung zustehen würden, ge- 
währt; war das frühere Amt (§ 19) mit 
einem Einzelgehalt (Reichsbesoldungs- 
ordnung B) ausgestattet, so tritt an die 
Stelle der nächstniedrigeren Besoldungs- 
gruppe die Besoldungsgruppe Ala. 

(2) Der Zuschuß darf das dem Unter- 
bringungsteilnehmer zustehende Über- 
gangsgehalt nicht übersteigen. Über die 
Gewährung des Zuschusses entscheidet, 
soweit sich der Bundesminister des In- 
nern die Entsdieldung nicht vorbehält, 
die Bundesausglcichsstelle (§ 25); die Ent- 
scheidungen bedürfen der Zustimmung 
des Bunclesminlsters der Finanzen. 

(3) Diese Regelung gilt bis zum Ablauf 
des Haushaltsjahres 1964. Anträge auf 
Gewährung eines Zuschusses sind jedoch 
nur bis zum 31. Dezember 1958 zulässig. 
Der Zuschuß bleibt für die Anwendung 
des § 12 außer Ansatz.“ 

11. In § 19 Abs. 1 werden hinter dem Wort 
„Amt“ die Worte „(§ 26 Abs. 1 Satz 2 
des Bundesbeamtengesetzes)“ eingefügt. 

12. In § 20 werden folgende Absätze 3 und 4 
angefügt: 

„(3) Bringt der Dienstherr einen Be- 
amten, der Insgesamt drei Jahre im 
öffentlichen Dienst, aber nicht in einem 
Amt seiner früheren oder einer dieser 
gleichwertigen Laufbahn wiederverwen- 
det ist, nicht innerhalb einer Frist von 
sechs Monaten nach Ablauf der drei Jahre 
in einem solchen Amt auf Lebenszeit oder 
auf Zeit unter, ohne daß der Beamte dies 
verschuldet hat, so ist der Beamte auf die 
Pflichtanteile dieses Dienstherrn (§§ 12, 
13) nicht mehr anrechenbar. 

(4) Der Dienstherr kann das Dienst- 
oder Arbeitsverhältnis eines nicht als Be- 
amter auf Lebenszeit oder auf Zeit wie- 
derverwendeten Beamten nach Ablauf 
eines Jahres seit Beginn der Beschäftigung 


nur noch aus einem von dem Beamten 
verschuldeten Grunde lösen.“ 

13. In § 20 a Satz 1 wird das Wort „Erhalten“ 
gestrichen und hinter dem Wort „Wieder- 
verwendung“ das Wort „erhalten“ ein- 
gefügt. Das Komma am Ende des ersten 
Satzteils wird durch ein Semikolon er- 
setzt; die nachfolgenden Worte „so kann“ 
werden gestrichen und statt dessen hinter 
den Worten „der Dienstherr“ das Wort 
„kann“ eingefügt. 

14. In § 22 a Abs. 1 wird Satz 3 gestrichen. 

15. Hinter § 22 a wird folgender neuer 
§ 22 b eingefügt: 

b 

(1) Kommt ein an der Unterbringung 
teilnehmender Beamter der Verpflichtung, 
eine ihm angebotene Wiederverwendung 
(§§ 19, 20 Abs. 1, 2) anzunehmen, schuld- 
haft nicht nach, obwohl er auf die Folgen 
eines solchen Verhaltens schriftlich hinge- 
wiesen worden ist, so verliert er den An- 
spruch auf Übergangsgchalt und nimmt 
an der Unterbringung nicht mehr teil. 
Als Ablehnung gilt es auch, wenn er die 
Dienstleistung nicht Innerhalb der Ihm 
gesetzten angemessenen Frist aufnimmt 
oder eine Wiederverwendung nach § 20 
Abs. 1, 2 ohne wichtigen Grund auf gibt. 

(2) Die oberste Dienstbehörde stellt den 
Verlust des Übergangsgehaltes und der 
Teilnahme an der Unterbringung fest 
und teilt dies dem Beamten zur Wieder- 
verwendung oder früheren Beamten 
auf Widerruf (§ 6 Abs. 1) mit. Eine dis- 
zipllnargerichtllche Verfolgung (§ 9) wird 
dadurch nicht ausgeschlossen. 

(3) Ist der bisherige Unterbringungs- 
teilnehmer nach § 20 wiederverwendet, 
so bleibt er auf die Pflichtanteile (§§ 12, 
13) seines Dienstherrn anrechenbar.“ 

16. § 23 erhält folgende Fassung: 

23 

(1) Die an der Unterbringung teilneh- 
menden Beamten sind verpflichtet, 

1. den für ihre Unterbringung zuständi- 
gen Stellen auf Anforderung alle für 
die Unterbringung dienlichen Angaben 
zu machen und wesentliche Verände- 
rungen Ihrer persönlichen Verhältnisse 
unaufgefordert und unverzüglich mit- 
zuteilen; 
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2. sidi laufend um ihre Wiederverwen- 
dung (§§ 19, 20 Abs. 1, 2) zu be- 
mühen, insbesondere sich um solche 
Stellen zu bewerben, die ihnen von den 
für ihre Unterbringung zuständigen 
Dienststellen mit der Aufforderung zur 
Bewerbung mitgeteilt werden. 

(2) Kommt ein Unterbringungsteilneh- 
mer den Verpflichtungen nach Absatz 1 
schuldhaft nicht nach, so kann ihm von 
der obersten Dienstbehörde die Teil- 
nahme an der Unterbringung und das 
Übergangsgehalt ganz oder teilweise auf 
Zeit oder Dauer entzogen werden; § 22 b 
Abs. 3 gilt entsprechend. Beim Vorlie- 
gen besonderer Umstände können die 
entzogenen Rechte ganz oder teilweise 
wieder bewilligt werden. Eine diszipli- 
nargerichtliche Verfolgung (§ 9) wird da- 
durch nicht ausgeschlossen. 

(3) Absatz 2 gilt audi, wenn die Ver- 
pflichtung nach § 22 schuldhaft verletzt 
oder eine solche ausgeübte Tätigkeit ohne 
wichtigen Grund aufgegeben wird.“ 

17. § 29 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte 
„die Abschnitte V und VI sowie“ er- 
setzt durch die Worte „der Ab- 
schnitt V sowie die“; 

b) es wird folgender Absatz 2 eingefügt: 

„(2) Ist der Beamte durch einen 
während eines Krieges in Ausübung 
militärischen oder militärähnlichen 
Dienstes (§ 1 Abs. 1 des Bundesver- 
sorgungsgesetzes) erlittenen Unfall 
oder durch einen während eines Krie- 
ges oder in Ausübung oder infolge 
des Dienstes (§ 135 des Bundesbeam- 
tengesetzes) eingetretenen Unfall 
dienstunfähig geworden, so wird Ver- 
sorgung nach den §§ 107 bis 133 des 
Bundesbeamtengesetzes mit der Maß- 
gabe gewährt, daß sich der Hundert- 
satz des Ruhegehaltes (§ 118 Abs. 1 
Satz 1, 2 des Bundesbeamtengesetzes) 
um fünfzehn vom Hundert bis zum 
Höchstsatz von fünfundsiebzig vom 
Hundert erhöht; Entsprechendes gilt 
für das Mindestruhegehalt (§ 118 
Abs. 1 Satz 3 des Bundesbeamten- 
gesetzes). Bei Anwendung des § 110 
des Bundesbeamtengesetzes wird die 
Zeit bis zur Erreichung des fünfund- 
sechzigsten Lebensjahres jedoch nicht 
über den 8. Mai 1945 hinaus ange- 


rechnet. Steht Versorgung nach dem 
Bundesversorgungsgesetz nicht zu, so 
wird dem Verletzten Heilverfah- 
ren und ein Ausgleichsbetrag in 
sinngemäßer Anwendung der §§ 137 
bis 139 Abs. 1 bis 4 des Bun- 
desbeamtengesetzes gewährt. Ist der 
Verletzte an den Folgen der in 
Satz 1 bezeichneten Schädigung ver- 
storben und steht Versorgung nach 
dem Bundesversorgungsgesetz nicht 
zu, so erhalten auch elternlose Enkel, 
deren Unterhalt der Verstorbene zur 
Zeit der Schädigung ganz oder über- 
wiegend bestritten hat, Walsengeld; 
sie stehen hierbei den ehelichen Kin- 
dern des Verstorbenen gleidi. Unter 
den gleichen Voraussetzungen erhal- 
ten die Verwandten der aufsteigenden 
Linie einen Unterhaltsbeitrag; er be- 
trägt dreißig vom Hundert des Ruhe- 
gehaltes nach Satz 1 und wird nur für 
die Dauer einer Bedürftigkeit ge- 
währt. Die Vorschriften der §§ 148 
Satz 2, 149 und 151 des Bundesbeam- 
tengesetzes gelten sinngemäß.“ 

c) die bisherigen Absätze 2, 3 und 4 
werden die Absätze 3, 4 und 5. Im 
neuen Absatz 4 tritt in Satz 4 an 
Stelle des Punktes ein Semikolon und 
dahinter folgender Halbsatz; „Ab- 
satz 2 gilt entsprechend.“ 

18. In § 34 treten an die Stelle der Worte 
„für einen durch Dienstunfall Verletzten“ 
die Worte „bei Gewährung von Unfall- 
fürsorge (§§ 134 bis 151 des Bundesbeam- 
tengesetzes) für einen Verletzten“. 

19. § 35 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 und in Absatz 2 
werden die Worte „§ 106 des Bun- 
desbeamtengesetzes“ durch die Worte 
„§ 5 Abs. 1 Nr. 1“ ersetzt; 

b) in Absatz 3 tritt In Satz 1 an die 
Stelle des ersten Wortes „oder“ ein 
Komma, hinter dem Wort „Arbeiter“ 
werden die Worte „oder als Lehrbe- 
auftragter bei einer wissenschaftlichen 
Hochschule hauptberuflich“ eingefügt. 

20. In § 36 wird folgender neuer Absatz 3 
eingefügt: 

„(3) Ein nach § 6 Abs. 1, § 22 a Abs. 1 
bis 3 entlassener früherer Beamter erhält 
für die Dauer einer durch die in § 29 
Abs. 2 Satz 1 bezeichneten Sdaädigungen 
verursachte Erwerbsbeschränkung einen 


4 



Unterhaltsbeitrag, und zwar bei völliger 
Erwerbsunfähigkeit in Höhe des sich nach 
§ 29 Abs. 2 Satz 1 ergebenden Ruhege- 
haltes, höchstens sechsundsechzigzwei- 
drittel vom Hundert der ruhegehaltfähi- 
gen Dienstbezüge; im übrigen gelten 
§ 142 des Bundesbeamtengesetzes und für 
das Heilverfahren § 29 Abs. 2 Satz 3 
sinngemäß. Einem früheren Beamten, der 
durch eine der in § 29 Abs. 2 Satz 1 be- 
zeichneten Schädigungen verletzt worden 
ist und weder In den Ruhestand getreten 
ist noch nach vorstehendem Satz 1 be- 
handelt wird, kann ein Unterhaltsbeltrag 
In entsprechender Anwendung des § 143 
des Bundesbeamtengesetzes und Heilver- 
fahren gemäß § 29 Abs. 2 Satz 3 ge- 
währt werden, 29 Abs. 2 Satz 6 gilt 
auch In den Fällen der vorstehenden 
Sätze 1 und 2.“ 

21. § 37 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden am Schluß des 
bisherigen einzigen Satzes die Worte 
,,in Höhe des am 8. Mai 1945 erdien- 
ten Ruhegehaltes“ und als Satz 2 fol- 
gender Satz angefügt: „Daneben wird 
Kinderzuschlag gezahlt,“; 

b) die Absätze 2 und 4 werden gestri- 
chen; 

c) Absatz 3 wird Absatz 2. In Satz 2 
wird das Wort „Wiederverwendung“ 
durch das Wort „Verwendung“ er- 
setzt. In Satz 3 wird das Wort 
„steuerpflichtige“ gestrichen und 
das Wort „einhundertfünfzig“ durch 
das Wort „zweihundertfünfzig“ er- 
setzt. 

22. In ^ 37 a Abs. 2 erhält Satz 1 folgende 
Fassunp-: „Die Vorschriften des § 22 a 
Abs. 1 bis 3 und 5 sowie des § 35 Abs. 3 
gelten entsprechend.“ 

23. In ^ 37 b Abs. 2 wird folgender Satz 2 
angefügt: „Ist der Beamte nach Ablauf 
dieser Zeit ohne sein Verschulden nicht 
untergebracht 19, 20), so kann die 
oberste Dienstbehörde die Fortzahlung 
für weitere zwei Jahre bewilligen.“ 

24. Hinter § 37 c wird folgender § 37 d ein- 
gefügt; 

4 37 d 

Ist oder wird nach dem 31. März 1951 
ein Beamter auf Lebenszeit oder auf Zeit 
oder ein Wartestandsbeamter (§ 1 Abs. 1 


Nr. 1, 2, § 2) oder ein Beamter auf Wi- 
derruf, der die Voraussetzungen des 
§ 37 a erfüllt, in der sowjetischen Besat- 
zungszone oder im sowjetischen Sektor 
von Berlin aus Gründen, die im Bundes- 
gebiet nicht anerkannt werden. In Ge- 
wahrsam genommen, so kann seiner Ehe- 
frau oder den Kindern, wenn sie die Vor- 
aussetzungen des § 4 erfüllen und im 
Falle des Todes des Beamten Witwen- 
oder Walsengeld oder einen Unterhalts- 
beitrag nach § 38 Satz 2 erhalten könn- 
ten, das Übergangsgehalt gezahlt werden, 
das dem Beamten nach diesem Gesetz zu- 
stehen würde; hat der Beamte das fünf- 
undsechzigste Lebensjahr vollendet, so 
kann ihnen die diesem bei Aufenthalt im 
Bundesgebiet zu gewährende Versorgung 
gezahlt werden. ^ 37 b Abs. 1 Satz 2 und 
Absatz 5 dieses Gesetzes sowie ^ 8 Abs. 3 
des Gesetzes über Hilfsmaßnahmen für 
Personen, die aus oolitlschen Gründen in 
Gebieten außerhalb der Bundesrepublik 
Deutschland und Berlins (West) in Ge- 
wahrsam genommen wurden, vom 
6. August 1955 fBundesgesetzbl. I S. 498) 
gelten entsprechend. 

25. 39 wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige einzige Absatz wird 
Absatz 2. Es wird folgender neuer 
Absatz 1 eingefügt: 

„(1) Ist In den Fällen des § 36 
Abs. 3 Satz 1 der entlassene Beamte 
an den Folgen der Schädigung ver- 
storben, so erhalten seine Hinterblie- 
benen einen LJnterhaltsbeitrag ln 
Höhe des Witwen- und Walsengeldes, 
dessen Bemessung der bei völliger Er- 
werbsunfähigkeit des Beamten maß- 
gebende Unterhaltsbeitrag zugrunde 
zu legen Ist.“; 

b) in deiVi bisherigen einzigen Absatz 
werden in Satz 1 in der Nummer 1 
hinter den Worten „§ 36“ die Worte 
„Abs. 1 und 2“ eingefügt sowie am 
Schluß die Worte angefügt: „sowie 
eines früheren Beamten in den Fällen 
des § 36 Abs. 3 Satz 1, wenn der Ver- 
letzte nicht an den Folgen der Schä- 
digung verstorben Ist, und in den 
Fällen des § 36 Abs. 3 Satz 2,“. 

26. In § 43 Abs. 1 tritt an die Stelle der 
Worte „Beamten zur Wiederverwen- 
dung“ der Satzteil „Beamten, der An- 
spruch auf Übergangsgehalt hat,“. 
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27. § 44 Abs. 1 erhält folgenden Wortlaut: 

„(1) Die bestimmungsgemäße Verwen- 
dung der Kapitalabfindung ist durch die 
Form der Auszahlung und in der Regel 
durch Maßnahmen zur Verhinderung 
alsbaldiger Weiterveräußerung des Grund- 
stückes oder des an ihm bestehenden 
Redits zu sichern. Zu diesem Zweck kann 
insbesondere angeordnet werden, daß das 
mit der Kapitalabfindung erworbene 
Grundstück innerhalb einer Frist von 
fünf Jahren nur mit Genehmigung der 
obersten Dienstbehörde veräußert oder 
belastet werden darf. Die Eintragung er- 
folgt auf Ersuchen der zuständigen ober- 
sten Dienstbehörde.“ 

28. In § 48 erhält der bisherige einzige Ab- 
satz die Bezeichnung Absatz 1. Es wird 
folgender Absatz 2 angefügt: 

„(2) Der Ehefrau und den Kindern 
eines Ruhestandsbeamten, der nach dem 
31. März 1951 in der sowjetischen Be- 
satzungszone oder Im sowjetischen Sek- 
tor von Berlin aus Gründen, die im Bun- 
desgebiet nicht anerkannt werden, in Ge- 
wahrsam genommen worden Ist, kann, 
wenn sie die Voraussetzungen des § 4 
erfüllen und im Falle des Todes des Be- 
amten Witwen- und Waisengeld oder 
einen Unterhaltsbeltrag erhalten könn- 
ten, die Versorgung gezahlt werden, die 
dem Beamten nach diesem Gesetz zu- 
stehen würde. § 37 d Satz 2 gilt sinnge- 
mäß.“ 

29. In § 52 a Abs. 1 Satz 1 tritt an die Stelle 
der Worte „und dienstfähig sind, neh- 
men“ folgender Satzteil „oder nur noch 
aus wichtigem Grunde entlassen werden 
konnten und eine Dienstzeit von minde- 
stens zehn Jahren erreicht hatten, neh- 
men, sofern sie dienstfähig sind,“. In 
Satz 5 werden hinter den Worten „und 
5“ ein Komma und die Worte „§ 37 d“ 
eingefügt, 

30. § 53 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden hinter dem 
Wort „sind“ die Worte „oder Im er- 
sten Weltkrieg (1. August 1914 bis 

31. Dezember 1918) Soldaten waren“ 
eingefügt. An die Stelle der Worte 
„Abs. 1 Nr. 2 und der 22 bis 23“ 
treten die Worte „Abs. 1, 2, und 
zwar auch hinsichtlich einer Verwen- 
dung als Beamter, sowie der 20 a 
bis 22 b und des § 23 Abs. 3“; 


b) in Absatz 1 Satz 5 tritt an Stelle des 
Punktes ein Komma und dahinter fol- 
gender Halbsatz: 

„§ 19 gilt sinngemäß, und zwar § 19 
Abs. 1 Satz 3 und Absatz 3 auch für 
die Verwendung als Beamter in einem 
Amt mit mindestens dem gleichen 
Endgrundgehalt.“ ; 

c) Absatz 2 erhält folgenden Wortlaut: 

„(2) Berufssoldaten, die die Voraus- 
setzungen des Absatzes 1 Satz 1 nicht 
erfüllen, aber bis zum Ablauf des 
8. Mai 1945 mit lebenslänglicher 
Dienstzeltversorgung entlassen wor- 
den sind oder Infolge einer bis zu die- 
sem Zeitpunkt erlittenen Dienstbe- 
schädigung dienstunfähig geworden 
waren und dadurch einen Anspruch 
auf lebenslängliche Dienstzeltversor- 
gung erlangt hatten, erhalten Versor- 
gung nach den Vorschriften der Ab- 
sätze 1 und 3 bis 7; das gleiche gilt 
für die Hinterbliebenen. Das Dienst- 
verhältnis der übrigen Berufssoldaten, 
die am 8. Mai 1945 noch Im Dienst 
waren und die Voraussetzungen des 
Absatzes 1 Satz 1 nicht erfüllen, eilt 
als mit Ablauf des 8. Mai 1945 be- 
endet; die 37 b und 37 c gelten 
jedoch auch für sie entsprechend.“ 

31. Tn § 55 Abs. 1 Satz 1 werden die Worte 
„§ 54 b“ durch die Worte „§ 54 a“ er- 
setzt. Außerdem wird folgender neuer 
Satz 2 eingefügt: 

..Für die übrigen berufsmäßigen Ange- 
hörigen des früheren Reichsarbeitsdien- 
stes gelten § 53 Abs. 2 und § 54 b ent- 
sprechend.“ 

32. ^ 59 wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Absatz wird Absatz 1; 

b) es wird folgender neuer Absatz 2 an- 
gefügt: 

„(2) Ein gegen das Land des frühe- 
ren Wohnsitzes als Drittschuldner er- 
gangener Pfändungs-(Überwelsungs-) 
beschluß bleibt auch gegenüber dem 
I.ande des neuen Wohnsitzes mit der 
Maßgabe wirksam, daß es von der 
Aufnahme der Zahlungen (Absatz 1 
Satz 2) an als Drittschuldner eintritt.“ 

33. In § 60 Abs. 1 wird folgender neuer 
Satz 4 eingefügt: 

„Sind mehrere versorgungsberechtigte 
Hinterbliebene vorhanden, so ist für alle 
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die oberste Landesbehörde des Landes als 
oberste Dienstbehörde zuständig, in dem 
die jüngste bezugsberechtigte Person 
(Witwe, Waise, schuldlos geschiedene 
Ehefrau) ihren Wohnsitz hat.“ 

34. In § 61 Abs. 4 Satz 1 tritt an Stelle der 
Jahreszahl „1954“ die Jahreszahl „1957“. 

35. In § 62 Abs. 1 treten an die Stelle der 
Worte „bis 18“ die Worte „bis 18 a“. 
Außerdem wird folgender Satz 2 ange- 
fügt: 

„Beamte, Angestellte oder Arbeiter, die 
aus Kriegsgefangenschaft, Gewahrsam 
einer ausländischen Macht oder dem in 
§ 37 b Abs. 4 bezeichneten Gewahrsam 
heimkehren, werden, sofern sie nicht aus 
anderen als beamten- oder tarlfrechtlidien 
Gründen von ihrem Amt oder Arbeits- 
platz entfernt worden sind, vorbehaltlich 
der sich aus den §§ 7 und 8 ergebenden 
Einschränkungen vom Tage der Heim- 
kehr ab so behandelt, wie wenn sie nicht 
aus dem Dienst ausgeschieden wären; 
eine Nachzahlung von Bezügen findet 
nicht statt.“ 

36. In § 63 Abs. 1 werden in Satz 1 hinter 
den Worten „und 62“ die Worte „Abs. 1 
Satz 2,“ eingefügt. 

37. In § 64 Abs. 1 treten an Stelle der Worte 
„29 Abs. 2 und 3“ die Worte „29 Abs. 2 
bis 4.“ 

38. Im § 68 wird der Absatz 2 aufgehoben. 

39. § 70 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 tritt in Satz 2 an die Stelle 
des Wortes „fünfundsechzigsten“ das 
Wort „zweiundsechzigsten“; 

b) in Absatz 3 wird hinter dem Komma 
nach den Worten „37 c“ der Satz- 
teil „37 d“ eingefügt; an die Stelle 
des Punktes tritt ein Semikolon und 
dahinter folgender Halbsatz: 

„§ 48 Abs. 2 gilt sinngemäß.“ Außer- 
dem wird folgender Satz 2 angefügt: 
„Der Witwe und den Kindern eines 
Beamten auf Widerruf, dem Über- 
gangsgehalt Zustand (Absatz 1 Satz 1) 
oder nach Absatz 1 Satz 2 oder Ab- 
satz 2 ein Unterhaltsbeitrag bewilligt 
war oder hätte bewilligt werden kön- 
nen, kann ein Unterhaltsbeitrag bis 
zur Höhe der Hinterbliebenenbezüge 
bewilligt werden.“ 


40. In § 71 b Abs. 1 wird folgender Satz 3 
angefügt: 

„Entsprechendes gilt für Angestellte und 
Arbeiter, bei denen die in § 52 a Abs. 2 
Satz 1 bezeichneten Umstände bereits vor 
Inkrafttreten des Gesetzes eingetreten 
waren.“ 

41. § 71 d wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 tritt an Stelle des 
Punktes ein Semikolon und dahinter 
folgender Halbsatz: 

„der Bund erstattet dem Dienstherrn 
fünfzig vom Hundert der von diesem 
gezahlten Unterhaltszuschüsse.“ In 
Satz 2 werden hinter den Worten 
„Satz 1“ die Worte „Halbsatz 1“ ein- 
gefügt; 

b) in Absatz 3 wird hinter den Worten 
„Die Absätze 1“ der Satzteil „(ausge- 
nommen Absatz 1 Satz 1 Halbsatz 2)“ 
eingefügt. 

c) Als Absatz 4 wird eingefügt: 

„(4) Die Anträge auf Fortsetzung 
des Vorbereitungsdienstes können nur 
bis zum 31. Dezember 1956, jedoch 
von Personen, die erst nach dem 
30. Juni 1956 aus Kriegsgefangen- 
schaft oder aus einem Gewahrsam 
außerhalb des Bundesgebietes, dessen 
Gründe hier nicht anerkannt werden, 
zurückkehren, innerhalb eines Jahres 
nach Ablauf des Monats ihrer Rück- 
kehr gestellt werden.“ 

42. § 72 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 tritt in Satz 1 an Stelle 
des Punktes ein Semikolon; der bis- 
herige zweite Satz wird zweiter Halb- 
satz in Satz 1. Als neue Sätze 2 und 3 
werden angefügt: 

„Ist oder wird nach dem 8. Mai 1945 
eine Anwartschaft auf Alters- und 
Hinterbliebenenversorgung aus einem 
neuen Dienstverhältnis erworben, so 
entfällt die Nachversicherung, es sei 
denn, daß bereits vorher Leistungen 
der gesetzlichen Rentenversicherungen 
gewährt worden sind, die nicht nur 
auf der Nachversicherung beruhen; 
endet das Dienstverhältnis, ohne daß 
Anspruch auf Alters- und Hinterblie- 
benenversorgung zusteht oder die 
nach Satz 1 für die Nachversicherung 
erheblichen Zelten als ruhegehaltfähig 
berücksichtigt werden, so gilt die 
Nachversicherung als nicht entfallen. 



Entfällt die Nachversicherung nach 
Satz 2 nicht, so werden Renten, Ruhe- 
geld oder Hinterbliebenenrenten der 
gesetzlichen Rentenversicherungen auf 
die für die gleichen Zeiträume zu- 
stehende Versorgung aus dem neuen 
Dienstverhältnis angerechnet, soweit 
sie auf der Nachversicherung für Zei- 
ten beruhen, die als ruhegehaltfähig 
berücksichtigt werden.“ 

b) in Absatz 5 wird folgender Satz 2 an- 
gefügt: 

„Ist Weiterversicherung erfolgt und 
entfällt die Nachversicherung gemäß 
Absatz 1 Satz 2 Halbsatz 1, so wer- 
den die freiwilligen Beiträge auf An- 
trag erstattet; der Antrag ist inner- 
halb eines Jahres nach Begründung 
des neuen Dienstverhältnisses zu stel- 
len.“ 

c) in Absatz 6 wird folgender Satz 3 an- 
gefügt: 

„Wird ein Unterhaltsbeitrag auf Zeit 
bewilligt, so ruhen Renten, Ruhegeld 
oder Hinterbliebenenrenten der ge- 
setzlichen Rentenversicherungen, so- 
weit sie auf der Nachversicherung be- 
ruhen.“ 

43. § 74 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 2 treten an die Stelle 
der Worte „31. August 1954“ die 
Worte „31. Dezember 1956“; 

b) in Absatz 2 werden am Schluß fol- 
gende Worte eingefügt: 

„und für Ruhestandsbeamte, bei 
denen der Versorgungsfall vor dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes eingetre- 
ten ist.“ 

44. An die Stelle des § 79 tritt folgender 
neuer § 79: 

4 79 

Für Klagen aus diesem Gesetz gelten 
die §§ 172 und 173 und, soweit nach den 
§§ 60 und 62 dieses Gesetzes eine Bundes- 
behörde oder bundesunmittelbare Kör- 
perschaft, Anstalt oder Stiftung des 
öffentlichen Rechts oberste Dienstbehörde 
ist, auch § 174 des Bundesbeamtengeset- 
zes. Die §§ 173 und 174 des Bundesbeam- 
tengesetzes gelten auch für Streitigkeiten 
aus den in diesem Gesetz geregelten Ar- 
beitsverhältnissen, einschließlich der sich 


aus § 4 ergebenden Regelung, über die 
die Arbeitsgerichte zu entscheiden haben.“ 

Artikel II 

(1) Soweit Personen nach dem 23. Mai 
1949 und vor dem 1. Januar 1953 ihren 
Wohnsitz oder dauernden Aufenthalt aus 
dem Bundesgebiet oder Berlin (West) ver- 
legt haben und nach der bisherigen Fassung 
des § 4 oder Artikel III Abs. 1 des Ersten 
Änderungsgesetzes vom 19. August 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 980) Rechte geltend 
machen konnten, verbleibt es dabei. 

(2) Die neue Fassung des § 4 Abs. 3 (Ar- 
tikel I Nr. 1 Buchstabe d) gilt auch für Fälle 
der vor Inkrafttreten der Neufassung erfolg- 
ten Familienzusammenführung mit der Maß- 
gabe, daß Zahlungen für Zeiträume ab In- 
krafttreten der Neufassung gewährt werden 
können. 

(3) § 9 Abs. 1 Satz 2, § 22 b und die neue 
Fassung des § 23 (Artikel I Nr. 5, 15, 16) 
findet nur auf die nach Verkündung dieses 
Gesetzes begangenen Handlungen Anwen- 
dung. 

(4) Ist der in § 20 Abs. 3 (Artikel I Nr. 12) 
bezeichnete Zeitraum von drei Jahren bei 
Verkündung dieses Gesetzes bereits vollen- 
det, so beginnt die Frist von sechs Monaten 
mit dem Tage nach der Verkündung dieses 
Gesetzes zu laufen. 

(5) Ansprüche auf die in § 29 Abs. 2, 4, 
§ 36 Abs. 3 geregelte erhöhte Versorgung 
oder die entsprechende Hinterbliebenenver- 
sorgung (Artikel I Nr. 17, 20, 25) sind inner- 
halb einer Ausschlußfrist bis zum 31. Dezem- 
ber 1956 bei der zuständigen Versorgungs- 
dienststelle anzumelden; die Frist gilt auch 
dann als gewahrt, wenn die Anmeldung 
rechtzeitig bei der für den Wohnort des Be- 
rechtigten zuständigen unteren Verwaltungs- 
behörde eingeht. Einer Anmeldung bedarf 
es nicht, wenn bereits Versorgung gewährt 
wird oder beantragt ist. 

(6) Ist der Betrag der vor Inkrafttreten 
dieses Gesetzes zustehenden Versorgungsbe- 
züge höher als die sich nach diesem Zeitpunkt 
ergebenden Versorgungsbezüge, so wird dem 
Versorgungsempfänger eine Ausgleichszulage 
in der Höhe gezahlt, daß der erstgenannte 
Betrag gewahrt bleibt; Entsprechendes gilt 
für die Versorgung seiner Hinterbliebenen. 
Eine nach dem Bundesversorgungsgesetz zu- 
stehende Rente wird, soweit eine solche bis- 
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her nicht gezahlt wurde, auf die Ausgleichs- 
zulage angeredinet; das gleiche gilt hinsicht- 
lich eines nach § 139 des Bundesbeamtenge- 
setzes zustehenden Unfallausgleiches. 

Artikel III 

(1) Entstand oder entsteht auf Grund des 
Ersten Änderungsgesetzes vom 19. August 
1953 (Bundesgesetzbl. I S, 980) oder dieses 
Gesetzes ein Anspruch oder eine Anwartschaft 
auf Alters- und Hinterbliebenenversorgung, 
so entfällt damit die Nachversicherung nach 
§ 72 Abs. 1 Satz 1. Ist vor der Verkündung 
dieses Gesetzes der Versicherungsfall bereits 
eingetreten, so bleibt der Anspruch auf 
Rente, Ruhegeld oder Hinterbliebenenren- 
ten der gesetzlichen Rentenversicherungen 
für die vor der Verkündung liegenden Zeit- 
räume unberührt, für die zwar Alters- und 
Hinterbliebenenversorgung zusteht, aber 
Zahlungen nicht geleistet werden. 

(2) In den Fällen des Absatzes 1 Satz 1 ent- 
fällt die Nachversicherung (§ 72 Abs. 1 
Satz 1) nicht, wenn Weiterversicherung (§72 
Abs. 5 Satz 1) erfolgt ist und der Versicherungs- 
fall vor der Begründung des Anspruchs oder 
der Anwartschaft auf Alters- und Hinterblie- 
benenversorgung eingetreten ist, Renten, 
Ruhegeld oder Hinterbliebenenrenten oder ge- 
setzliche Rentenversicherungen sind auf die 
für den gleichen Zeitraum zustehende Ver- 
sorgung anzurechnen, soweit sie auf Nachver- 
sicherungszeiten beruhen, die als ruhegehalt- 
fähig angeredinet werden, 

(3) Freiwillige Beiträge, die zur Aufrecht- 
erhaltung der Anwartschaft aus einer nach 
Absatz 1 Satz 1 entfallenden Nachversiche- 
rung geleistet worden sind, werden auf An- 
trag erstattet, es sei denn, daß aus diesen Bei- 
trägen eine Leistung der gesetzlichen Renten- 
versicherungen bewilligt worden ist. Der An- 
trag muß bis zum 31, Dezember 1956 gestellt 
werden. Wird über das Bestehen des Anspru- 
ches oder der Anwartschaft auf Alters- und 
Hinterbliebenenversorgung erst nach dem 
30, Juni 1956 entschieden, so kann der An- 
trag innerhalb von sechs Monaten nach Ab- 
lauf des Monats gestellt werden, in dem der 
Anspruch oder die Anwartschaft festgestellt 
worden ist. 

(4) Ist eine Nachversicherung gemäß § 72 
Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 1 vor Verkündung 
dieses Gesetzes entfallen, so kann der Antrag 
auf Erstattung freiwilliger Beiträge (§ 72 


Abs. 5 Satz 2 — Artikel I Nr. 42 Buch- 
stabe b — ) bis zum 31. Dezember 1956 ge- 
stellt werden; Absatz 3 Satz 3 gilt ent- 
sprechend. 

Artikel IV 

(1) Ist bis zur Verkündung dieses Gesetzes 
der Versorgungsfall nicht eingetreten, so kön- 
nen Anträge auf Befreiung von der Versiche- 
rungspflicht (§ 73 Abs. 1) bis zum 31. Dezem- 
ber 1956 mit der Wirkung gestellt werden, 
daß sie als am 1. April 1951 gestellt gelten, 
sofern der Antragsteller diese Rückwirkung 
nicht ausschließt oder beschränkt. 

(2) Bis zur Verkündung dieses Gesetzes we- 
gen Fristversäumnis rechtskräftig abgelehnte 
Anträge auf Erstattung von Beiträgen (§ 74) 
können bis zum 31. Dezember 1956 erneut 
gestellt werden. Wird über die Rechtsstellung 
als Beamter zur Wiederverwendung oder das 
Bestehen des Anspruchs oder der Anwart- 
schaft auf Versorgung (§ 74 Abs. 2) erst nach 
dem 30. Juni 1956 entschieden, so gilt Arti- 
kel III Abs. 3 Satz 3 entsprechend. 

(3) Artikel III Abs. 5 des Ersten Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes zur Regelung der 
Rechtsverhältnisse der unter Artikel 131 des 
Grundgesetzes fallenden Personen vom 
19. August 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 980) 
wird aufgehoben. 

Artikel V 

Für die durch dieses Gesetz erstmalig in den 
Personenkreis des Gesetzes (§§ 1, 2, 51, 62, 63 
und 71 a) einbezogenen Personen gilt § 81 des 
Gesetzes mit der Maßgabe, daß an die Stelle 
des 31. Dezember 1953 der 31. Dezember 1956 
tritt. 

Artikel VI 

§ 83 des Gesetzes gilt entsprechend für 
Rechtsstreitigkeiten, die sich durch den Erlaß 
dieses Gesetzes erledigen. 

Artikel VII 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4, Januar 1952 (Bundesgesetzbl, I S. 1) auch 
im Land Berlin, 

Artikel VIII 

(1) Es treten — in Berlin unter der Vor- 
aussetzung des Artikels VII — in Kraft: 
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1. Artikel I Nr. 1 Buchstabe c, Nr. 11, 26, 34, 
35, 36, 42 Buchstabe a, b und Nr. 43 am 
1. April — in Berlin am 1. Oktober — 
1951, 

2. Artikel I Nr. 23, 40 am 1. September 1953, 

3. Artikel I Nr. 1 Buchstabe b am 10. August 
1955, 

4. die übrigen Vorschriften am Tage nach der 
Verkündung dieses Gesetzes. 

(2) Zahlungen auf Grund der mit diesem 
Gesetz erfolgten Änderung oder Einfügung 
von Vorschriften werden nur auf Antrag ge- 
währt, und zwar vom Ersten des Monats ab, 
in dem der Antrag gestellt worden ist. An- 
träge, die innerhalb dreier Monate nach Ver- 
kündung dieses Gesetzes gestellt werden, gel- 
ten als in dem Zeitpunkt gestellt, in dem die 


ändernde oder eingefügte Vorschrift in Kraft 
getreten ist. Eines Antrages bedarf es nicht, 
wenn der Berechtigte bereits nach den bisher 
geltenden Vorschriften des Gesetzes Zahlun- 
gen erhalten hat, es sei denn, daß es sich bei 
den Verbesserungen durch dieses Gesetz um 
Kannvorsdiriften handelt. 

(3) Der Bundesminister des Innern wird er- 
mächtigt, den Wortlaut des Gesetzes zur Re- 
gelung der Rechtsverhältnisse der unter Ar- 
tikel 131 des Grundgesetzes fallenden Perso- 
nen in der Fassung vom 1. September 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 1287) in der nach diesem 
Gesetz, dem § 1 der Elften Durchführungs- 
verordnung vom 25. März 1955 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 149) und der Siebzehnten 
Durchführungsverordnung vom 7. September 
1955 (Bundesgesetzbl. I S. 576) geltenden 
Fassung bekanntzumachen. 


Bonn, den 23. März 1956 


Dr. Krone und Fraktion 

Dr. Dehler und Fraktion 

Dr. Brühler und Fraktion 

Dr. Schneider (Lollar) und Fraktion 
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